297 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 49 Ausgegeben Danzig, den 21. Juni 1939 
Tag Inhalt Seite 
9. 6. 1939 Verordnung betr. Erhebung einer Gebühr durch die Induftrie- und Handelskammer und die Handwerks⸗ 
, . , . . * > 297 
10. 6. 1939 Zweite Verordnung zur Durchführung des Umſatzſteuergeſetzes vom 24. Dezember F 297 
7. 6. 1939 1 üter den Geltungsbereich des Genfer Protokolls über ſchiedsrichterliche Beſtimmungen 
im Handelsverkehr vom 24. September 1923 (Beitritt für Birma »⸗-»:/·/·/· // 298 
7. 6. 1939 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Genfer Abkommens zur Vollſtreckung ausländiſcher 
Schiedsſprüche vom 26. September 1927 (Ausdehnung auf Birma .. nn nenne 299 
14. 6. 1939 Bekanntmachung über den Geltungsbereich des Erſten Abkommens zur Vereinheitlichung des Luftprivat⸗ 
rechts (Beitritt von Neufundlanddzt 2... ee nl le eine 299 
7. 6. 1939 Verordnung über die am 2. Juni 1934 in London geänderten Faſſungen der Pariſer Verbandsüber⸗ 
einkunft zum Schutze des gewerblichen Eigentums und ihrer Nebenabkommenn¹ 300 
, , d ERERN E23 WR Enter re}. IGTHR EAN 300 
20. 6. 1939 Druckfehlerberichtigung betr. die Verordnung über die Gewährung einer einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe . 300 


117 Verordnung 
betr. Erhebung einer Gebühr durch die Induſtrie⸗ und Handelskammer und 
die Handwerkskammer zu Danzig. 
Vom 9. Juni 1939. 

Auf Grund des 8 1 Ziff. 68, 71 und 89 ſowie des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Ge⸗ 
ſetzes verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft 
verordnet: 

81 

Für die Genehmigung von Anträgen auf Lieferung von Waren oder Ausführung von Ver⸗ 
edlungsarbeiten im Rahmen des deutſch-polniſchen Verrechnungsverkehrs wird eine Gebühr in Höhe 
von 1% des Rechnungsbetrages erhoben. 

8 2 

Die Erhebung der Gebühr erfolgt durch die Induſtrie- und Handelskammer und die Handwerks⸗ 
kammer zu Danzig für die von ihnen bearteiteten Anträge. 

Die Gebühr fließt den Kammern zu. 

8 3 


Für die Einziehung dieſer Gebühr finden die Beſtimmungen des 8 19 der Verordnung zur Er⸗ 
richtung der Induftrie- und Handelskammer vom 9. Dezember 1935 (G. Bl. S. 1163) Anwendung. 


4 
Die Verordnung tritt am 1. April 1939 in 25 
Danzig, den 9. Juni 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W 6 1518/39 Greifer Huth 


118 Zweite Verordnung 
zur Durchführung des Umſatzſteuergeſetzes vom 24. Dezember 1937. 
Vom 10. Juni 1939. 
Auf Grund der 88 5 und 6 des Steuergrundgeſetzes in der zurzeit geltenden Faſſung wird zur 
Abänderung und Ergänzung der Durchführungsbeſtimmungen zum Umſatzſteuergeſetz (Verordnung vom 
24. Dezember 1937 — G. Bl. S. 628 ff.) folgendes verordnet: 
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Artikel 1 
Die Durchführungsbeſtimmungen zum Umſatzſteuergeſetz (Verordnung vom 24. Dezember 1937 
— G. Bl. S. 628 ff.) werden in folgender Weiſe geändert und ergänzt: 

1. $ 25 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 

Bei Beförderungen, die unter das Geſetz über die Beſteuerung des Perſonenverkehrs fallen, 
iſt nur die Leiſtung des Unternehmers ſteuerfrei, der die Beförderung wirklich ausführt. 

2. § 28 erhält folgenden Wortlaut: 

Eine Gaſtſtätte liegt vor, wenn ein Unternehmer Wohn- oder Schlafräume zur vorüber⸗ 
gehenden Beherbergung von Fremden bereithält. Steuerfrei iſt die Vermietung von Zimmern, 
abgeſehen von ſolchen in Gaſtſtätten. 

3. § 31 erhält folgenden Wortlaut: 

Für die Ermittlung des Geſamtumſatzes nach $ 1 Ziff. 1 und 2 des Geſetzes bleiben die 
nach § 4 Abſ. 1 Ziff. 7 bis 9 des Geſetzes ſteuerfreien Umſätze ſowie die im § 18 des 
Geſetzes bezeichneten Umſätze außer Betracht. Iſt der Veranlagungszeitraum kürzer als ein 
Jahr, jo it der Geſamtumſatz des Veranlagungszeitraumes in einen Jahresumſatz umzu— 
rechnen. 

§ 4 Abſ. 1 Ziff. 14 des Geſetzes iſt auf Juden nicht anzuwenden. 

4. In der Freiliſte 2 (Anlage 1 zu den Durchführungsbeſtimmungen zum Umſatzſteuergeſetz) iſt als 
„Ziffer 1a“ folgendes aufzunehmen: 

la. Baumwolle und Hanf, 

Jutegarne und Jutegewebe, 

Hanf⸗, Flachs⸗ und Bindfadengarne, 

Hanf⸗, Flachs⸗ und Bindfadengewebe, 

Tapezierergurte, 

Elevatorgurte, 

Segeltuch, 

Markiſenſtoffe, 

Hanfſchläuche, 

Kamelhaarriemen, 

Wachstuch. 

5. In dem Verzeichnis der beſonders zugelaſſenen Bearbeitungen und Verarbeitungen nach der Ein- 
fuhr (Anlage 2 zu den Durchführungsbeſtimmungen zum Umſatzſteuergeſetz) treten folgende An— 
derungen ein: 

a) als „Ziffer 5 “ wird aufgenommen: 
5a. Fiſche unmittelbar nach der Einfuhr ſortiert werden, 
b) Ziffer 17 erhält folgenden Wortlaut: 
17. Kaffee, gemiſcht, geſchält oder geröſtet wird, 
c) Ziffer 19 erhält folgenden Wortlaut: 
19. Nußkerne (3. B. Haſelnußkerne, Aprikoſenkerne, Erdnußkerne, Cashewkerne, Mandeln, 

Kokosnüſſe), getrocknet, gereinigt, geſchält und unter Zuſatz von aromatiſchen Stoffen 

zerkleinert, ſowie Aprikoſenſteine aufgeſchlagen werden. 


Artikel 2 
Dieſe Rechtsverordnung tritt mit dem 1. Januar 1939 in Kraft. 


Danzig, den 10. Juni 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F Huth Dr. Hoppenrath 


119 Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich des Genfer Protokolls über ſchiedsrichterliche Beſtimmungen im Sandels⸗ 
verkehr vom 24. September 1923 (Beitritt für Birma). 
Vom 7. Juni 1939. 


Dem am 24. September 1923 in Genf aufgelegten Protokoll über die Schiedsklauſel im Han⸗ 
delsverkehr (Danziger Geſetzblatt 1928 S. 4) iſt die britiſche Regierung für Birma mit Ausnahme 


— 
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der unter britiſcher Oberhoheit ſtehenden Karenni⸗Staaten beigetreten. Dabei iſt die in Nr. 1 Abf. 1 
des Protokolls vorgeſehene Verpflichtung gemäß Nr. Abſ. 2 des Protokolls auf diejenigen Verträge 
beſchränkt worden, die nach der Geſetzgebung für Birma als Handelsangelegenheiten angeſehen werden. 

Die Beitrittserklärung iſt gemäß Nr. 8 Abſ. 2 des Protokolls am 2. Dezember 1938 wirkſam 
geworden. 


Dieſe Bekanntmachung ergeht im Anſchluß an die Bekanntmachung vom 1. Juni 1938 (G. Bl. 
1938 S. 170). 


Danzig, den 7. Juni 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J 73% Greiſer Dr. Hoppenrath 


120 Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich des Genfer Abkommens zur Vollſtreckung ausländiſcher Schiedsſprüche vom 
26. September 1927 (Ausdehnung auf Birma). 
Vom 7. Juni 1939. 


Die britiſche Regierung hat die Geltung des am 26. September 1927 in Genf unterzeichneten 
Abkommens zur Vollſtreckung ausländiſcher Schiedsſprüche (Danziger G. Bl. 1938 S. 1) gemäß ſeinem 
Artikel 10 Abſ. 2 auf Birma mit Ausnahme der unter britiſcher Oberhoheit ſtehenden Karenni⸗Staaten 
ausgedehnt. Sie hat dabei erklärt, daß für Birma die Verpflichtungen aus dem genannten Abkommen 
mit Rückſicht auf die bei dem Beitritt für Birma zu dem am 24. September 1923 in Genf aufgelegten 
Protokoll über die Schiedsklauſeln im Handelsverkehr gemachte Beſchränkung (vgl. die Bekanntmachung 
vom 7. Juni 1939 — G. Bl. S. 298 —) ebenfalls auf ſolche Verträge beſchränkt ſind, die nach der 
Geſetzgebung in Birma als Handelsangelegenheiten angeſehen werden. 

Das Abkommen it gemäß ſeinem Art. 10 Abſ. 3 für Birma am 19. Januar 1939 in Kraft ge⸗ 
treten. 


Dieſe Bekanntmachung ergeht im Anſchluß an die Bekanntmachung vom 1. Juni 1938 (G. Bl. 
1938 S. 170). 


Danzig, den 7. Juni 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J 7302 Greiſer Dr. Hoppenrath 


121 Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich des Erſten Abkommens zur Vereinheitlichung des Luftprivatrechts 
(Beitritt von Neufundland). 
Vom 14. Juni 1939. 


Das Britiſche Reich iſt dem am 12. Oktober 1929 in Warſchau unterzeichneten Abkommen zur 
Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im internationalen Luftverkehr nebſt Zuſatz⸗ 
protokoll vom gleichen Tage (G. Bl. 1935 S. 811) gemäß ſeinem Artikel 40 Abſ. 2 am 6. April 
1939 für Neufundland beigetreten. 

Das Britiſche Reich hat von dem Vorbehalt des Zuſatzprotokolls zum Artikel 2 des Abkommens 
keinen Gebrauch gemacht. Gemäß ſeinem Artikel 38 Abſ. 3 tritt das Abkommen für Neufundland am 
5. Juli 1939 in Kraft. 


Dieſe Bekanntmachung ergeht im Nachgange zu der Bekanntgabe vom 21. Oktober 1938 (G. Bl. 
S. 533). 


Danzig, den 9. Juni 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III L 60 07 V1/39 Huth Dr. Hoppenrath 
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122 N Verordnung 
über die am 2. Juni 1934 in London geänderten Faſſungen der Pariſer Verbandsübereinkunft 
zum Schutze des gewerblichen Eigentums und ihrer Nebenabkommen. 
Vom 7. Juni 1939. 
Artikel ! 

Auf Grund der Verordnung betreffend die Ermächtigung des Senats zur Verkündung inter⸗ 
nationaler Verträge und Abkommen vom 18. Dezember 1933 (G. Bl. S. 631) wird der Pariſer Ver— 
bandsübereinkunft zum Schutze des gewerblichen Eigentums und ihren Nebenabkommen in der in 
London am 2. Juni 1934 feſtgelegten Faſſung, und zwar 

J. der Pariſer Verbandsübereinkunft zum Schutze des gewerblichen Eigentums, 
II. dem Madrider Abkommen über die Unterdrückung falſcher Herkunftsangaben auf Waren, 
III. dem Madrider Abkommen über die internationale Regiſtrierung von Fabrik- oder Han— 
delsmarken, 
IV. dem Haager Abkommen über die internationale Hinterlegung gewerblicher Muſter oder 
Modelle 
zugeſtimmt. 8 

Der Wortlaut der Abkommen, der hiermit in Bezug genommen wird, liegt bei dem Senat, 

Abteilung Wirtſchaft — Sachgebiet Arbeitswirtſchaft — zur Einſichtnahme aus. 

er Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. Der Tag, an 
dem die Abkommen gemäß ihren Artikeln 16, 5, 11 und 22 in Kraft treten, iſt im Geſetzblatt für die 
Freie Stadt Danzig bekanntzumachen. 


Danzig, den 7. Juni 1939. 
5 Der Senat der Freien Stadt Danzig 
142/32 Greiſer Dr. Hoppenrath 


123 Berichtigungen. 
Im Geſetzblatt Nr. 22 vom 27. März 1939 ſind in der Krankenpflegeverordnung folgende 

Berichtigungen vorzunehmen: 

Auf Seite 140 iſt im § 8 Abſ. 3 zwiſchen „Senat“ und „§ 363 a“ das Wort „gemäß“ einzu⸗ 
ſetzen. 

Auf Seite 143 find bei den ſeitlichen Hinweiſen links „Zu 8 4 uſw.“ zu ſtreichen: „abi. 2“ 
und „Abſ. 3 Nr. 3“. N N 
G 20%, 


Im 8 21 Abf. 1 der Verordnung über Kinderarbeit und über die Arbeitszeit der Jugendlichen 

(Jugendſchutzgeſetz) vom 5. Oktober 1938 (G. Bl. S. 493 ff.) muß der erſte Satz wie folgt lauten: 
„Der Betriebsführer hat jedem Jugendlichen für jedes Kalenderjahr, in dem er länger als 
3 Monate ohne Unterbrechung des Lehr- oder Arbeitsverhältniſſes bei ihm tätig geweſen iſt, 
unter Fortgewährung der Erziehungsbeihilfe oder des Lohnes Urlaub zu erteilen.“ 


W. 5. 5261 


} In der Satzung des Fiſchverſorgungsverbandes der Freien Stadt Danzig vom 30. Mai 1939 
(G. Bl. S. 278) iſt folgende Berichtigung vorzunehmen: 

In 8 9, Abf. 1, Satz 3 muß es ſtatt „Feſtſtellung von Preiſen“ heißen „Feſtſetzung von Preiſen“. 
EI 


124 Druckfehlerberichtigung. 

In der Verordnung über die Gewährung einer einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe vom 9. 6. 1939 
(G. Bl. S. 290) muß es im $ 2 Abſ. 1 unter Buchſtabe a) ſtatt „mindeſtens jedoch“ heißen: „höchſtens 
jedoch 300 G, mindeſtens aber“. 
P. Z. I. 21 10 
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